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Von Jens Heisterkamp

Vor etwas mehr als einem Jahr brachte info3 das 
Schwerpunktheft zum Thema Grundeinkom-
men (Ausgabe 5/2007). Die Präsenz des The-
mas in den Medien erreichte damals einen ers-
ten Höhepunkt, ist seit geraumer Zeit jedoch 
zumindest aus den Talkshows und der Main-
stream-Presse wieder verschwunden. Den-
noch gibt es in allen Parteien des deutschen 
Bundestages inzwischen Arbeitsgruppen und 
Positionspapiere zum Thema Grundeinkom-
men bzw. zu den Stichworten „Bürgergeld“ und 
„Existenzsicherung“. Nachdem durch Thürin-
gens Ministerpräsidenten Dieter Althaus das 
Thema auch in der CDU virulent geworden 
war, stellte Kanzlerin Merkel im Februar 2008 
jedoch für die Bundesregierung auf eine Anfra-
ge zur Einrichtung einer Bundestagskommis-
sion „Grundeinkommen“ hin klar, dass es Ziel 
der Bundesregierung sei, das Bedarfsprinzip 
sowie das „Beitrags-und-Gegenleistungs-Prin-
zip“ zu stärken. „Insofern ist das ‚bedingungs-
lose Grundeinkommen’ kein Thema des aktu-
ellen Regierungshandelns“, so Merkel. 

Innerhalb der Grundeinkommens-Sze-
ne scheint sich unterdessen der Schwer-
punkt von der Diskussion des „Ob“ auf Strate-

gien des „Wie“ verlagert zu haben: So plädiert 
Götz Werner, vom Spiegel inzwischen zum 
„hauptberufl ichen Wanderprediger“ in Sachen 
Grundeinkommen gekürt, in einem Nachwort 
für die zweite Aufl age seines Buches Einkom-
men für alle für eine schrittweise Einführung 
des Grundeinkommens (http://www.archiv-
grundeinkommen.de/werner/Zwischenbi-
lanz-zum-Grundeinkommen.pdf). Als erste 
mögliche Empfängergruppen schlägt Werner 
Kinder und alte Menschen vor, denen zwi-
schen 640 und 750 Euro monatlich zukommen 
soll. Grundsätzlich erinnert Werner in seinem 
Nachwort daran, das bedingungslose Grund-
einkommen sei „überhaupt keine Antwort auf 
Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne oder die wach-
sende Verarmung von Teilen der Bevölke-
rung… Nein, unsere Gesellschaft braucht ein 
Grundeinkommen, weil sich die Grundbedin-
gungen der Arbeit dramatisch verändern.“ Die 
neue Flexibilität rasch wechselnder Arbeits-
verhältnisse in einer globalisierten Wirtschaft 
verlange vielmehr nach einem verlässlichen 
Fundament für die Menschen, das ein Grund-
einkommen bereitstellen könnte.  Ähnlich 
diskutiert Christoph Schlee auf der Website 

Grundeinkommens-
Update
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des Netzwerk Grundeinkommen die Option, sich 
der Realität eines Grundeinkommens durch 
Ausgabe von Bildungsgutscheinen für die 
gesamte Bevölkerung zu nähern, um zunächst 
in einem gesellschaftlichen Teilbereich ein 
Instrument der Grundsicherung zu etablie-
ren. Im gleichen Forum schlägt der britische 
Grünen-Politiker Richard Lawson sogar prag-
matisch vor, „eine allmähliche Einführung des 
Grundeinkommens durch die Hintertür ins 
Auge zu fassen und den Aspekt des Grundein-
kommens als ‚lohnergänzende Komponente’ 
für konstruktive Tätigkeiten in Gesellschaft 
und Umwelt hervorzuheben – einer Kompo-
nente, die Sozialtransfers in Kombination mit 
Erwerbstätigkeit zugesteht, um den Empfän-
gern den Weg aus der Falle der Arbeitslosig-
keit zu ermöglichen.“ Die Koppelung eines 
Grundeinkommens an verpfl ichtende gesell-
schaftlich sinnvolle Tätigkeiten, wie sie z.B. 
auch der Soziologe Ulrich Beck vorschlägt, 
wird von Grundeinkommensvertretern in 
Deutschland allerdings nach wie vor kate-
gorisch abgelehnt. Dagegen fi ndet die in den 
zurückliegenden Monaten wieder stark disku-
tierte Forderung nach Mindestlöhnen im lin-

ken Lager der Grundeinkommensbefürworter 
durchaus Anklang.

Die Idee des Grundeinkommens ist mitt-
lerweile auch Gegenstand einer Reihe regel-
mäßiger Kongresse. So fand im Juni bereits 
zum 12. Mal der internationale Grundeinkom-
menskongress statt. 92 Referenten aus zahl-
reichen Staaten berichteten in Dublin unter 
anderem über Praxiserfahrungen in Richtung 
Grundeinkommen, die etwa in Lateinamerika 
und Afrika gewonnen wurden.

Für die Zeit vom 15. bis zum 21. Septem-
ber 2008 haben verschiedene Initiativen zum 
Projekt Grundeinkommen aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz  zu einer lände-
rübergreifenden „Woche des Grundeinkom-
mens“ aufgerufen. Durch eine Vielzahl von 
Veranstaltungen soll dabei eine breite Ö ent-
lichkeit für das Thema Grundeinkommen und 
die Zukunft unseres Sozialsystems entstehen. 
Vom 24. bis 26. Oktober 2008 wird an der Ber-
liner Humboldt-Universität der 3. Grundein-
kommens-Kongress stattfi nden. Referenten 
sind unter anderem Götz Werner, Katja Kip-
ping und Sascha Liebermann. 
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Die Debatte um das Grundeinkommen scheint 
gegenwärtig an Schwung verloren zu haben – 
warum?
Ich würde hier zwei Phänomene unterschei-
den. In den Medien hat das Interesse nach 
dem Parteitag der Grünen im vergangenen 
November nachgelassen. Die Kurzatmigkeit 
in der Berichterstattung sagt allerdings mehr 
über die Medien als über die ö entliche Dis-
kussion zum Bedingungslosen Grundeinkom-
men (BGE). Wenn man nämlich die Anzahl 
der mittlerweile existierenden lokalen Initiati-
ven anschaut, hat die Diskussion an Schwung 
sogar gewonnen. Diese Initiativen sind es ja, 
die Veranstaltungen auf die Beine stellen und 
für Interessierte Gelegenheiten zur Auseinan-
dersetzung bieten. Außerdem fi nden mehr Dis-
kussionen mit Gewerkschaftern statt, so mein 
Eindruck, als noch vor zwei Jahren, von den 
Parteien ganz abgesehen, die sich des BGEs 
beinahe schon erwehren müssen. Ich erlebe 
außerdem immer öfter bei Diskussionen, dass 
ich als eingeladener Diskutant gar nicht mehr 
auf Einwände antworten muss, weil es längst 
ein Zuhörer im Auditorium tut. Das ist doch 
enorm.

Eines der stärksten Argumente für ein Bedin-
gungsloses Grundeinkommen ist die Ent-Büro-
kratisierung der Sozialsysteme. Das müss-
te doch eigentlich diejenigen, die diese Materie 
von Berufs wegen kennen, überzeugen. Warum 
trotzdem die Vorbehalte?
Die Verminderung von Bürokratie, die ein 
BGE zur Folge hätte, wird nur dann ein starkes 
Argument, wenn es ihr Motiv ist, den Einzel-
nen aus der Bevormundung und „Steuerung“ 
durch Regulierungen da zu entlassen, wo es 
vernünftig ist. Bürokratie dort, wo sie ange-

bracht ist, sorgt auch für Verlässlichkeit und 
hilft, Rechtsansprüche abzusichern. Dass nun 
z.B. die vermeintlich Liberalen in Deutschland, 
die geradezu ein Abonnement auf die Bürokra-
tiekritik haben, die Tragweite des BGEs nicht 
erkennen, zeigt uns, was sie vom Individuum 
halten. Ihre Liberalität endet dort, wo die Frei-
heit des Einzelnen heute beginnen könnte. 
Insofern sind sie das Zwillingsgeschwister 
derjenigen, die glauben, Bildung und Freiheit 
ließen sich verordnen, wie es in der Linken, 
aber ebenso deutlich bei CDU, SPD und den 
Grünen verbreitet ist. Denken Sie nur an das 
Elterngeld: eine Prämie auf das „richtige“ Ver-
halten der Eltern oder den Entwurf zur Grünen 
Grundsicherung, der ein BGE  mit Kindergar-
ten- und Schulpfl icht  verbindet. In Diskussi-
onsveranstaltungen macht man übrigens auch 
die Erfahrung, dass Befürworter eines BGEs 
mit einer ähnlichen Haltung Kritiker abkan-
zeln, wie die Kritiker die BGE-Befürworter als 
Spinner bezeichnen oder bezeichnet haben – 
die ganze Auseinandersetzung lässt uns auch 
erfahren, was unsere politische Kultur aus-
zeichnet, sie ist aber zugleich eine Herausfor-
derung zum Umdenken im Sinne demokra-
tischer ö entlicher Meinungsbildung.

Stichwort politische Kultur: Zu den Schwächen 
der Grundeinkommens-Befürworter scheint mir 
manchmal die Erwartung zu gehören, als kön-
ne dieses Instrument alle sozialen Probleme auf 
einen Schlag lösen – zum Beispiel das Problem 
des wachsenden Prekariats. Ist ein sicheres Ein-
kommen allein schon Garant für Initiative?
Die Auswirkungen eines BGEs sind nicht nach 
dem Prinzip einer Maschine zu erwarten, in 
die man vorne etwas hineinsteckt, um hin-
ten einen freiheitsliebenden Bürger herauszu-

„Es geht um mehr als um ein 
sozialpolitisches Instrument“
                                Sascha Liebermann von der Initiative „Freiheit statt Vollbeschäftigung“ 

zum Stand der Grundeinkommens-Debatte
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bekommen. In ihrer Breite ist bislang viel zu 
wenig dargestellt worden, welche Verände-
rungen angestoßen werden. Das BGE ist gar 
kein sozial- oder auch arbeitspolitisches Ins-
trument, es geht um viel mehr. Andererseits: 
Wer sich mit dem BGE beschäftigt, muss fast 
euphorisch werden angesichts dessen, was 
es erö net. Sicher, das Bildungswesen wird 
sich nicht alleine durch das BGE ändern, das 
BGE aber ist Ausdruck einer anderen Hal-
tung zum Individuum. Gäbe es ein BGE, stell-
te sich mit aller Deutlichkeit die Frage, ob das 
Bildungswesen dem Geist des BGEs denn ent-
spricht. Und das gilt für alle Bereiche. Die tat-
sächliche Wirkung geht von der anderen Hal-
tung zu den Bürgern aus. Darin besteht die 
radikale Veränderung im Denken. Doch soll-
te uns das nicht darüber hinwegtäuschen, wie 
sehr unser heutiges Leben, gemessen an dem, 
was wir tatsächlich tun, schon der Freiheit 
verwandt ist, die das BGE stiftet – wir wollen 
es nur nicht sehen. Unser Denken entspricht 
heute in vielem nicht dem, wie wir handeln, 
das ist wirklich sonderbar. Sie können in Ver-
anstaltungen, wenn Einwände gegen das Ver-

trauen in die Bereitschaft sich zu engagieren 
vorgebracht werden, auf das sehr umfang-
reiche ehrenamtliche Engagement hinweisen, 
das heute schon stattfi ndet. Doch sogleich 
folgt der Einwand: aber nicht alle engagieren 
sich. Diese totalitäre Vorstellung, alle müss-
ten einer bestimmten Vorstellung entsprechen 
und nur wenn alle dem entsprechen, was wir 
erwarten, dann sind wir auf gutem Wege, die-
se Vorstellung steht uns im Weg. Wir brauchen 
also keinen neuen Menschen, auch müssen wir 
nicht an das Gute im Menschen glauben, wie 
so häufi g gesagt wird. Wir müssen einfach hin-
schauen und ernst nehmen, was die Menschen 
tatsächlich machen, ihre Verschiedenheit und 
unterschiedlichen Lebensprioritäten anerken-
nen. Wenn wir das anerkennen, dann kann es 
keinen Zweifel daran geben, wie sehr das BGE 
Initiative fördert und dass die Menschen die-
se Chancen in ihrem Sinne ergreifen werden.

Interview: Jens Heisterkamp

www.freiheitstattvollbeschaeftigung.de

VerVeransanstaltaltuntung g 
mitmit Sa Saschscha a 
LieLieberbermanmann n 
in in FraFrankfnkfurturt::

Donnerstag 11. 
Sept., 20 – 22 Uhr

Freiheit ermög-
lichen, Solidari-
tät stärken, Leis-
tung fördern – durch 
ein bedingungsloses 
Grundeinkommen

Vortrag und 
Diskussion mit 
Sascha Liebermann

Sascha Liebermann 
ist Soziologe und 
Mitbegründer der Ini-
tiatve „Freiheit statt 
Vollbeschäftigung“. 
Er gehört zu den 
Grundeinkommens-
Aktivisten der ersten 
Stunde und überzeugt 
durch Sachkenntnis 
und gut verständliche 
Argumentation.

Ort: 
Amselhofbuchhand-
lung, Frankfurt-
Niederursel, 
Alt Niederursel 22

Kostenbeitrag 
erbeten
Für Rückfragen 
Tel. 069-573601
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Von Rahel Uhlenho 

Dieser Tage erzählen die Spitzenpolitiker von Ange-
la Merkel bis Kurt Beck, von Michael Glos bis Olaf 
Scholz wieder das Märchen der Vollbeschäftigung und 
versuchen den Bürger seit Beginn der Sockelarbeitslo-
sigkeit vor nunmehr dreißig Jahren bis zum vermeint-
lichen Endsieg bei Arbeitslaune zu halten. Als ob Tech-
nisierung, Industrialisierung und Rationalisierung des 
Produktionsprozesses, als ob die Globalisierung des 
Arbeitsmarktes die sozioökonomische Wirklichkeit 
nicht verändert, die Arbeitskräfte nicht freigesetzt habe 
und man mit der industrialisierten Denkungsart auch 
nach ihrem Zenit unverändert fortfahren könnte. Als ob 
die alten Industrienationen mit hohen Sozialstandards 
gegen die aufsteigenden Schwellenländer ohne nen-
nenswerte Sozialstandards auf dem weltweiten Arbeits-
markt konkurrieren könnten, ohne dadurch auf das Bil-
liglohnniveau der Chinesen herabzusinken und hinter 
den schon erreichten Sozialstandard zurückzufallen. Es 
geht um nichts Geringeres, als den ökonomischen gesi-

cherten Schutz der Menschenwürde. Es geht in Europa 
im Zuge der Globalisierung nun um die Entscheidung, 
entweder die prekäre Unter- und wegbrechende Mittel-
schicht auf das Lohnniveau von amerikanischen wor-
king-poor und chinesischen Fabrikarbeitern herabsin-
ken zu lassen oder aber die gesamte Gesellschaft auf das 
Lebensniveau eines neuen, brüderlich-schwesterlichen 
Menschenrechtsstandards hinaufzuheben. Das Bedin-
gungslose Grundeinkommen (BGE) für alle Bürger kann 
dies leisten und den unterminierten Sozialstaat auf eine 
neue, solide Basis stellen. Kombilohn und Mindestlohn, 
Hartz IV-Geld und Grundsicherung leisten dies nicht. 
Kombilohn und Hartz IV entkoppeln zwar schon heu-
te das existenzsichernde Einkommen von der Arbeit, 
allerdings unter solch menschenunwürdigen Bedin-
gungen, die eher in leibeigenschaftsähnliche Zwangs-
verhältnisse zurückführen anstatt in befreiende Gesell-
schaftsverhältnisse voranzuschreiten. Olaf Scholz und 
Teile der Gewerkschaften versuchen hingegen mit dem 

Sozialstaat auf dem Prüfstand 
Der jüngste wirtschaftliche Aufschwung hat bei den meisten Politikern erneut
die Illusion der „Vollbeschäftigung“ aufl eben lassen. Doch die Denkblockaden

der Parteien gegenüber dem bedingungslosen Grundeinkommen
widersetzen sich der wirtschaftlichen und sozialen Vernunft.
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Mindestlohn den Status quo der Lohnbezahlung, also 
der Koppelung von Einkommen an Arbeit, gesetzlich 
zu wahren. Demgegenüber führen das BGE einerseits 
und das Honorar für Leistung andererseits zu einer Ent-
koppelung von Grundeinkommen (Privathaushalt) und 
Arbeit (Unternehmenshaushalt), welche zum einen die 
Menschenwürde gesamtgesellschaftlich auf ein neues 
Niveau hebt und zum anderen Kreativität, Erfi ndungs-
geist, Rationalisierung und Leistung besonders hono-
riert.

Um das Ziel der Vollbeschäftigung zu erreichen, tritt 
Wirtschaftsminister Michael Glos (CDU) für das Modell 
des Kombilohns ein, demzufolge gering qualifi zierte 
Arbeitslose in 1-Euro-Jobs (1 Euro/Stunde ergibt bei 
einer 40 Stundenwoche 160 Euro/Monat) gezwungen 
werden und den Rest bis zum Existenzminimum (für 
alleinstehende Erwachsene: 638 Euro/Monat, 2008) vom 
Sozialstaat aufgefüllt bekommen. Der Wirtschaftsminis-
ter propagiert damit eine unwirtschaftliche Lösung der 

sozialen Frage, weil er den Arbeitgebern Anreize dafür 
gibt, sich auf Staatskosten ein billiges Heer von Gering-
qualifi zierten zu leisten, die Verwaltung für diese aufzu-
blähen und die Arbeitsprozesse zu verschleimen anstatt 
durch Maschineneinsatz zu rationalisieren, kurzum: 
das Rad der Rationalisierung wieder zurückzudrehen. 
Für die Arbeitnehmer bedeutete dies, sie müssen wie im 
19. Jahrhundert wieder gegen jene Maschinen konkur-
rieren, die ihnen historisch die Arbeit längst abnehmen 
und die schmutzige, gefährliche und schweißtreibende 
Handarbeit überfl üssig machen könnten. Sie können 
bis zum Umfallen arbeiten und sich doch nie aus eige-
ner Kraft auf ein Existenzminimum hocharbeiten. Sie 
sind wie Sklaven an die materielle Arbeit gefesselt und 
bleiben trotz größten Arbeitsaufwands vom Arbeitgeber 
und Sozialstaat abhängig. Denn ihre Arbeit ist unter-
halb der Menschenwürde vom lebensnotwendigen Ein-
kommen entkoppelt worden.

Während der Kombilohn zur notorisch sinnlosen 
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Hyperaktivität zwingt, wirkt das Hartz IV-Gesetz wie 
eine Schlaftablette oder Stillhalteprämie zur Passivi-
tät. Denn das Arbeitslosengeld II ist an die Bedingung 
geknüpft, entweder arbeitsunfähig (früher Sozialhilfe) 
oder über lange Zeit arbeitslos (früher Arbeitslosenhil-
fe) zu sein. Wer dennoch eine Arbeit annimmt, dem wird 
das Arbeitslosengeld um die Summe seines Verdiens-
tes gekürzt, sodass es nur einen ideellen und sozialen, 
aber keinen materiellen und fi nanziellen Unterschied 
macht, ob sich jemand auf dem ersten Arbeitsmarkt ein-
bringt oder in die soziale Hängematte legt. Diese Men-
schen sind als Erwerbstätige abhängig von den Direk-
tiven des Arbeitgebers und als Erwerbslose abhängig 
von dem Diktat des Sozialstaats. Sie können zwischen 
zwei Übeln das für sie jeweils geringere wählen: Ein-
kommens-Selbstversorgung bei freiwilliger Fremdbe-
stimmung am Arbeitsplatz oder Einkommens-Fremd-
versorgung bei unfreiwilliger Auslieferung an eine 
Bedürfniskontrolle, die tief, sehr tief in die Privatsphäre 
eingreift. Arbeits- und Sozialminister Olaf Scholz (SPD) 
plädiert in einigen Billig-Lohn-Branchen für einen Min-
destlohn, der die Bindung von Einkommen an Arbeit 
perpetuieren soll. Die Lohnzahlung gegen Arbeitskraft- 
und Zeiteinsatz perpetuiert allerdings auch jenes asym-
metrische Herrschaftsverhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, das Karl Marx zu Recht als Ausbeu-
tung der Arbeitskraft kritisiert hat und zu dessen Refor-
mierung bis Revolutionierung die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (SPD) historisch angetreten ist. Um 
die soziale Frage des Proletariats zu lösen, haben sich 
die SPD politisch und die Gewerkschaft wirtschaftlich 
zum Anwalt der Arbeiter gemacht. Sie haben den Ent-
rechteten eine Stimme gegeben, das Problem der Pau-
perisierung arbeitsloser, invalider und alt gewordener 
Arbeiter ins gesellschaftliche Bewusstsein getragen und 
die Einrichtung und Ausweitung des Sozialstaats mit-

getragen. Die SPD hat der provisorischen Lösung nach-
sorgender Sozialversicherungen stets zugestimmt. Und 
jetzt, da mit dem BGE für alle eine defi nitive Lösung der 
sozialen Frage denkbar und realisierbar wäre, indem die 
nachsorgenden Sozialversicherungen in einen vorsor-
genden, steuerfi nanzierten Sozialstaat gänzlich umge-
wandelt werden, sperren SPD und Gewerkschaft sich 
am vehementesten dagegen, diese zu denken, geschwei-
ge denn zu realisieren, weil sie dadurch ihre Aufgabe 
endlich erfüllen, ihre Macht überfl üssig machen und in 
die Geschichte hinein sterben würden.

Als die Wirtschaft im 19. Jahrhundert ihren Beschäf-
tigungsschwerpunkt vom Agrar- auf den Industriesek-
tor verlagerte, die Bauern in die Fabriken abwanderten 
und damit ihre familiären Versorgungsnetze vom Land 
verloren, in der Stadt aber noch keine neuen vorfanden 
und dadurch bei Arbeitslosigkeit, Invalidität oder Alter 
in die Armutsfalle fi elen, da wurde erstmals jene sozi-
ale Frage aufgeworfen, die der Reichskanzler Otto von 
Bismarck zur Abwendung einer drohenden Revoluti-
on in den 1880er Jahren mit der Einführung der Sozial-
versicherungen provisorisch löste. Der Sozialstaat war 
geboren – ein Novum in der Geschichte, das in Europa 
bald Nachahmer fand. Als die Wirtschaft ihren Beschäf-
tigungsschwerpunkt dann in den 1960/70er Jahren vom 
Industrie- zum Dienstleistungssektor verschob, schlid-
derten die Erwerbstätigen in der Überbrückungszeit zur 
Umschulung nur deshalb nicht in eine Massenarbeits-
losigkeit hinein, weil die ö entlichen Sozialleistungen 
bereits während der 1950/60er Jahre von der Schicht der 
Arbeiter auf die der Angestellten ausgedehnt worden 
war. Aus diesem Grund wurde die „neue soziale Frage“ 
zwar von Politikern wie Heiner Geißler (CDU) in Par-
lamentsdebatten erwähnt, aber doch nicht so laut und 
so existentiell wie im späten 19. Jahrhundert artikuliert. 
Der nachklingende Wohlstand aus den Wirtschaftswun-
derjahren ließ über die zweite soziale Frage leicht hin-
wegschlafen. Wirtschaftsminister Ludwig Erhard hat-
te programmatisch Wohlstand für alle (1957) verkündet 
und damit die Gleichung gemeint: Arbeitsplätze für 
alle = Einkommen für alle = Konsum für alle. Als diese 
Prophezeiung mit dem Wirtschaftswunder auch wirk-
lich eintrat, wurde die Illusion der Vollbeschäftigung 
zwar nicht erst geboren, wohl aber hat sie sich seither 
im kollektiven Wohlfühlgedächtnis so fest eingeschrie-
ben, dass diese fi ktive Zielmarke auch bei Unerreichbar-
keit noch immer gepredigt wird. Doch die Rhetorik der 
Vollbeschäftigung sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die westlichen Industrienationen seit den 1970er 
Jahren eine Sockelarbeitslosigkeit von fünf bis 15 Pro-
zent nicht mehr loswurden. 

In der Gegenwart erleben wir den Übergang vom 
Dienstleistungs- zum Wissens- oder Bildungssektor. 

Stimmen zum Grundeinkommen:
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Die Arbeit hat also im Laufe der letzten hundertfünfzig 
Jahre einen rasanten Verinnerlichungsprozess in vier 
Kulturstufen vollzogen: von der Natur über die Indus-
trie und Dienstleistung bis zur Bildung. Doch aufgrund 
eines Bewusstseinsrückstands gegenüber der Wirt-
schaftsentwicklung sind wir auf die innerliche Motivati-
on zu sozialer, kultureller und wissenschaftlicher Arbeit 
noch kaum vorbereitet, sondern begegnen der neuen 
Wirklichkeit mit der alten industriellen Denkart äuße-
rer Anreize. Während die Erfi ndungen für die Wissens-
maschine Computer nur so purzeln und die IT-Branche 
boomt, ist der Dienstleistungssektor mit Kinderkrippen, 
Kranken- und Altenpfl ege noch längst nicht ausgelastet 
und wird noch allzu oft unter das Diktat schematisierter 
Fließbandabfertigung gebeugt. 

Erst vor diesem historischen Hintergrund der weit-
gehenden Befreiung von Agrar- und Industriearbeit 
macht die Entkoppelung von Grundeinkommen ohne 
Arbeitsleistung einerseits (Privathaushalt) und die Kop-
pelung von Leistung an Honorar (Unternehmenshaus-
halt) andererseits einen Sinn. Denn die Einführung des 
BGE soll nicht – wie gelegentlich fälschlich behauptet – 
dazu führen, dass keine Leistung mehr honoriert wird, 
womit auch die Finanzierungsbasis des BGE einbräche, 
vielmehr sollen diese bisherigen Arbeitnehmer durch 
das BGE so freigestellt werden, dass sie ihre Arbeitskraft 
nicht mehr gegen Lohn auf dem Arbeitsmarkt verkaufen 
müssen, sondern selbst zu Freiberufl ern oder selbstän-
digen Unternehmern werden können.

Der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Benediktus 
Hardorp und der dm-Drogeriemarkt-Gründer und Wirt-
schaftsprofessor Götz W. Werner vertreten seit 2005 in 
der Ö entlichkeit ein Modell, bei dem das Bedingungs-
loses Grundeinkommen durch die Einnahmen aus einer 
Konsumsteuer fi nanziert werden soll. Hardorp, der als 
Steuerberater berufsbedingt über den Unternehmensbi-
lanzen seiner Kunden saß, plädiert für die Zusammen-
fassung aller Steuerarten zu einer Konsumsteuer. Und 
Werner, der als Unternehmer berufsbedingt über ein Ini-
tiative weckendes statt Arbeitskraft ausbeutendes Ein-
kommen für seine Mitarbeiter nachdachte, plädiert für 
die Zusammenfassung aller Sozialleistungen zu einem 
Grundeinkommen. Der eine denkt also vom Steuerwe-
sen her die Einnahmen: die Konsumsteuern von allen 
Konsumenten, und der andere denkt vom Sozialstaat 
her die steuerfi nanzierten Ausgaben: das Bedingungs-
lose Grundeinkommens für alle Bürger.

Hardorps Begründung lautet: Alle Steuern, die im 
Laufe der Wertschöpfungskette erhoben werden, wer-
den zwar von vielen Steuerzahlern gezahlt, aber von die-
sen immer auf einen Steuerträger abgewälzt und damit 
realiter getragen: dem Konsumenten. Daher sei es nur 
konsequent, auch formaliter alle Steuerarten sukzessive 

zu einer Konsumsteuer zusammenzufassen und damit 
die Bürokratie schlanker, transparenter und demokra-
tisch diskutierbarer zu gestalten. Werners Begründung 
lautet: Der Sozialstaat gewährt dem Bürger bereits von 
der Geburt bis zum Tod diverse Sozialleistungen in Form 
von Kindergeld und Bafög, Arbeitslosengeld und Rente, 
knüpft die Auszahlung jedoch – wo immer möglich – 
an die Vorbedingung der geleisteten Arbeit und an die 
Bedingung der akuten Hilfsbedürftigkeit. Da diese Sozi-
alleistungen im Sozialstaat bereits strukturell verankert 
sind, bedürfe es nur eines weiteren Schrittes, sie zu einer 
Grundsozialleistung zusammenzufassen und dadurch 
einen maximalen Sozialstaat mit minimalem Verwal-
tungsaufwand zu scha en, der dem Bürger von der Wie-
ge bis zur Bahre ein Grundeinkommen bedingungslos 
zum Monatsbeginn auszahlt. Der Mensch muss nicht 
erst in die soziale Falle der Hilfsbedürftigkeit fallen, um 
dann ex post eine Sozialleistung zu verdienen, sondern 
er hat als inkarniertes Wesen per se Grundbedürfnisse 
wie Nahrung, Kleidung, Wohnung, aber auch Gesund-
heitsversorgung und Bildung, die ex ante befriedigt sein 
wollen, damit er aus seiner Selbstentwicklung heraus 
sinnvoll für die Mitmenschen berufstätig werden kann.

„Und wann wird das BGE eingeführt werden?“, fragen 
die Bürger an der Basis den unternehmerischen Volks-
tribun Götz Werner gerne. Seine Antwort lautet darauf-
hin meist: „Dann wenn die Bürger die Idee denken kön-
nen und umgesetzt sehen wollen. Die Bürger machen 
den Wind und die Politiker richten ihr Fähnchen nach 
diesem Wind.“ Wie viel ist von dem Wind in den Par-
teien angekommen, den Hardorp und Werner seit 2005 
ö entlich entfacht haben? 

Die Linkspartei versteht sich sowohl mit Gregor Gysi 
in der Nachfolge der SED als auch mit Oskar Lafontaine 
in der Tradition der USPD als der veritable Anwalt der 
Arbeiter und Angestellten gegen den ausbeuterischen 

Screenshots aus dem Film von Häni/Schmidt (siehe S. 45)
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Kapitalisten. Die beiden Fraktionsvorsitzenden wollen 
den Sozialstaat vor allem zugunsten der zunehmenden 
Rentner ausbauen, aber die Bedürftigkeitskontrolle 
nicht abbauen. Allein die junge Vizevorsitzende Katja 
Kipping hat parteiintern die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Grundeinkommen und parteiextern das Netzwerk Grund-
einkommen ins Leben gerufen. Letztere legt besonderen 
Wert auf die Bedingungslosigkeit und defi niert diese 
durch vier Kriterien. Das BGE soll: „1. Existenzsichernd 
sein im Sinne der Sicherung einer basalen gesellschaft-
lichen Teilhabe, 2. einen individuellen Rechtsanspruch 
darstellen, 3. ohne Bedürftigkeitsprüfung ausgezahlt 
werden und 4. keinen Zwang zur Arbeit bedeuten.“ Das 
Netzwerk Grundeinkommen legt sich bei der Finanzie-
rung des bGE auf kein bestimmtes Modell fest, präferiert 
allerdings die Einkommensbesteuerung gegenüber der 
Konsumbesteuerung.

Die SPD hat als ursprüngliche Arbeiter- und nunmehr 
fünfzigjährige Volkspartei kein grundeinkommensähn-
liches Konzept ausgearbeitet. Sie hält mal mit rationaler 
Wirtschaftssympathie und mal mit gefühlter Gerech-
tigkeitsantipathie an den Hartz IV-Gesetzen als Teil 
der Agenda 2010 fest. Als sie unter Gerhard Schröder 
noch Regierungspartei war, ließ der Bundeskanzler den 
Volkswagen-Manager Peter Hartz für Arbeitslose und 
Sozialhilfeempfänger ein neues Konzept entwerfen, das 
beide Empfängergruppen zusammenfasst und nunmehr 
das Arbeitslosengeld I für Kurzzeit- und das Arbeitslo-
sengeld II für Landzeitarbeitslose vorsieht. Während der 
VW-Manager dem arbeitslosen Volk dadurch die Lust 
und Mußestunden auf Kosten des Sozialstaats durch 
kürzere Auszahlungszeiten und härtere Bedürfniskrite-
rien vergällen sollte, gönnte er sich selbst müßige Lust-
reisen auf Kosten des Volkswagen-Konzerns. Deutsch-
land hat wohl nicht nur ein Unterschichten-, sondern 
o ensichtlich auch ein Oberschichtenproblem.

Bei der Partei Bündnis 90/Die Grünen, die aus der 
neuen Frauen-, Friedens- und Ökologiebewegung der 
1960/70er Jahre hervorging und sich zu Anfang per-
sonell besonders aus Baden-Württemberg rekrutierte, 

führte das BGE in ihrem ersten Parteiprogramm. Auf 
dem letzten Parteitag in Hamburg stimmte vor allem 
die baden-württembergische Basis für, die Parteispitze 
aber gegen die Wiederaufnahme des BGE in das Par-
teiprogramm. Im Endergebnis halten die Grünen also 
mehrheitlich am Konzept der Grünen Grundsicherung 
(alleinstehender Erwachsener: 500 Euro/Monat) fest, 
das weiterhin mit Bedürfniskontrolle funktionieren und 
hauptsächlich durch Einkommenssteuer fi nanziert wer-
den soll.

Die CDU/CSU umfassen als christliche, konserva-
tive und soziale Volksparteien die größte Spannweite 
divergierender Konzepte. Sie reicht vom Kombilohn des 
Michael Glos (CSU) bis zum Solidarischen Bürgergeld 
von Dieter Althaus (CDU). Während der Wirtschaftsmi-
nister voller Misstrauen gegen die Unterschicht, wie in 
den USA so auch in Deutschland eine Schicht von wor-
king-poor hinnimmt, zieht der Thüringische Minister-
präsident aus Thüringens hoher Arbeitslosenquote von 
15,6 Prozent (2007) die umgekehrte Schlussfolgerung: 
nur solidarisches Grundvertrauen kann die Bürger wie-
der zur Arbeit motivieren. Und dieses Vertrauen mani-
festiere sich monetär im Solidarischen Bürgergeld. Jeder 
erwachsene Bürger habe sich für eine der zwei Varian-
ten zu entscheiden: entweder für das „kleine Bürger-
geld“ von 400 Euro brutto (200 Euro netto und 200 Euro 
Gesundheitsprämie) und bei Hinzuverdienst einer Ein-
kommenssteuerbelastung von 25 Prozent oder für das 
„große Bürgergeld“ von 800 Euro brutto (600 Euro net-
to und 200 Euro Gesundheitsprämie) und bei Hinzu-
verdienst einer Einkommenssteuerbelastung von 50 
Prozent. Doch da 600 Euro kaum zum Überleben aus-
reichen, nötigt das Bürgergeld weiterhin zur Arbeit. 
Dieter Althaus will o enbar weder ein Sozialdumping 
noch ein Sozialrunning unter den Bundesländern aus-
lösen, sondern unter den alten Bedingungen ein neues, 
zwar transparenteres, aber nicht unbedingt emanzipa-
torisches Sozialmodell einführen. Die Bundeskanzlerin 
hat ihm den Vorsitz einer Kommission übertragen, wel-
che die Anwendbarkeit des Solidarischen Bürgergeldes 
für ganz Deutschland prüfen soll.

Die FDP, historisch aus den hehren Aufklärungsi-
dealen des geistigen und dann politischen Liberalismus 
gespeist, ist in der Bonner und Berliner Republik zum 
wirtschaftlichen Liberalismus herabgesunken. Laut Par-
teiprogramm plädiert sie wirtschaftlich für ein Liberales 
Bürgergeld (für alleinstehende Erwachsene: 662 Euro/
Monat), das durch ein Modell fi nanziert werden soll, 
welches der US-Ökonom Milton Friedman in Capitalism 
and Freedom (1962) im Kapitel Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Armut auf wenigen Seiten beschrieb: die nega-
tive Einkommenssteuer. Derzufolge erhalten alle Bür-
ger, die unterhalb des Steuerfreibetrags verdienen oder 

„Alle Parteien propagieren weiterhin 
Vollbeschäftigung und prognostizieren immer wieder 

neu deren Endsieg. Ob die Vollzeiterwerbsarbeit 
für den Einzelnen Sinn macht, steht dabei nicht 

zur Debatte. Am besten, die Menschen 
funktionieren, damit die Wirtschaft brummt.“ 
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THEMA: GRUNDEINKOMMEN3. Herbstakademie Frankfurt 2008 

EVOLUTIONÄRE SPIRITUALITÄT

Moderne Spiritualität – das ist authentisch gelebte 
spirituelle Erfahrung, aber auch bewusst gelebte Evolution. 

Moderation und Referate

■ Dr. Günther Schiwy, ehemaliger Jesuit, Autor mehrerer Bücher über Teilhard de Chardin

■ Annette Kaiser, spirituelle Lehrerin und Leiterin der Villa Unspunnen (Schweiz)

■ Dr. Christoph Quarch, Buchautor, Philosoph und evangelischer Theologe

■ János Darvas, Waldorfl ehrer, Philosoph mit dem Schwerpunkt jüdische Spiritualität

■ Michael Habecker, Buchautor, vielfältige Veröffentlichungen über Ken Wilber

■ Dr. Jens Heisterkamp, Chefredakteur der Zeitschrift info3 – Anthroposophie im Dialog

■ Dr. Thomas Steininger, leitender Redakteur der Zeitschrift What Is Enlightenment?

■ Sonja Student, Vorsitzende IIF – Integrale Initiative Frankfurt, Vorstand IF – Integrales Forum

Welchen Beitrag kann die jüdisch-christliche Tradition zu einer modernen, integralen 
Spiritualität leisten? Namen wie Joachim von Fiore, Meimonides, die Kabbalah, Lessing,
Hegel bis hin zu Teilhard de Chardin stehen für eine westliche spirituelle Tradition, die 
mehr bietet als ein konservativ-mythisches Gottesbild. Diesen Menschheitsschatz wollen 
wir in Fortsetzung der letzten beiden Herbstakademien für eine evolutionäre Spiritualität 
des 21. Jahrhunderts gemeinsam erschließen. Auch diesmal haben drei Menschen, die mit 
dem Werk von Rudolf Steiner, Andrew Cohen und Ken Wilber verbunden sind, Initiative 
und Konzeption der Tagung übernommen.

Mit Meditationen, Impulsreferaten und Kleingruppengesprächen wollen wir auch 2008 
evolutionäre Spiritualität im Dialog erfahrbar machen.

und die jüdisch-christliche Tradition

7.– 9. November 2008, Frankfurt/Oberursel
Anmeldung und Info: www.herbstakademie-frankfurt.de
info@herbstakademie-frankfurt.de | 069-58 46 45

Veranstalter:

Ken WilberJoachim von Fiore

Unterstützt von:

Meimonides Hegel Teilhard de ChardinLessing Andrew CohenRudolf Steiner

www.herbstakademie-frankfurt.de
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leben, Alimente bis zum Existenzminimum 
von jenen ausbezahlt, die oberhalb des Exis-
tenzminimums progressive  Einkommens-
steuer in den Steuertopf einzahlen. Dadurch 
fi ndet eine Umverteilung von Arm zu Reich 
statt, die nicht die Eigentumsverhältnisse als 
Ursache der Wohlstandsspaltung kuriert, son-
dern lediglich an den Wirkungen derselben 
herumlaboriert. Die negative Einkommens-
steuer zementiert also die Spaltung in eine 
die Mittelschicht zermahlende Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft bestehend aus einer 1. Klas-
se der Selbstversorger durch die Ausbeutung 
der 2. Klasse und einer 2. Klasse der Fremd-
versorgten durch Alimentation der 1. Klasse. 
Pikant ist nun, dass die linke Grundeinkom-
mens-Fraktion und die FDP über die nega-
tiven Einkommenssteuer deshalb zum Kon-
sens kommen, weil sie aus linker Sicht den 
Klassenfeind Nr.1 für seine Gewinnsucht steu-
erlich abstraft und aus neoliberaler Sicht die 
abhängigen Fremdversorgten für deren Faul-
heit stigmatisiert. Beide halten politisch am 
Misstrauen gegen den wirtschaftlichen Klas-
senfeind fest. So begrüßt die FDP die negative 
Einkommenssteuer nicht nur deshalb, weil sie 
die Sozialbürokratie schlanker, transparenter 
und e  zienter mache, sondern befürwortet 
sie vor allen Dingen auch, weil die Sozialkont-
rolle dadurch leichter die „Findigen“ und „Fau-
len“ unter den „Gutgläubigen“ und „Fleißigen“ 
aussieben helfe. Insgeheim würde die FDP zur 
Entlastung der Unternehmer auch lieber für 
die Konsumsteuer eintreten, zieht aber vor der 
linken Managerschelte den Kopf ein.

Würden die Politiker aller Parteien ihren 

Blick einmal über den volkswirtschaftlichen 
Tellerrand hinausrichten, dann könnten sie 
bei dem ganz und gar nicht anthroposo-
phischen US-Ökonomen Lester Thurow über 
die Zukunft der Weltwirtschaft (2004) nachle-
sen, dass sich die Mehrwertsteuer, also die 
Besteuerungsverlagerung von der Arbeit auf 
den Konsum, in Zukunft als die einzig sinn-
volle Steuerart in der globalisierten Wirtschaft 
durchsetzen wird. Doch genauso wie an der 
Einkommensbesteuerung, so halten alle Par-
teien noch an der Bedürfniskontrolle fest. Alle 
Parteien propagieren weiterhin Vollbeschäfti-
gung und prognostizieren immer wieder neu 
deren Endsieg. Ob die Vollzeiterwerbsarbeit 
für den Einzelnen Sinn macht, steht dabei nicht 
zur Debatte. Am besten, die Menschen funk-
tionieren, damit die Wirtschaft brummt. Und 
wenn die Wirtschaft brummt, dann geht es 
allen gut. Es kommt aber nicht darauf an, eine 
gigantische Beschäftigungstherapie zu orga-
nisieren, um die Menschen vom Denken abzu-
lenken. Sondern es kommt darauf an, dass die 
Menschen vom Zwang der Arbeit befreit und 
in den Grundbedürfnissen befriedigt, sich zu 
ihrem höheren Ich aufrichten und dessen Mis-
sion auf Erden in die Tat umsetzen können. 
Um es mit dem leidenschaftlichen Grundein-
kommensbefürworter Sascha Liebermann auf 
eine Formel zu bringen: Es kommt auf Freiheit 
statt Vollbeschäftigung an!

Katja Kipping (Linkspartei): 
Bundesarbeitsgemeinschaft Grundeinkommen: 
www.die-linke-grundeinkommen.de 
Thomas Poreski/ Manuel Emmler (Grüne): 
Die Grüne Grundsicherung: 
www.grundsicherung.org/grusi.pdf 
Dieter Althaus (CDU): Das Solidarische Bürgergeld: 
www.d-althaus.de/52.html 
Andreas Pinkwart (FDP): Das Liberale Bürgergeld: 
www.fdp-bundespartei.de/fi les/363/
Abschlb-Buergergeld.pdf 
Milton Friedman: Kapitalismus und Freiheit, 
Kapitel 12: Maßnahmen zur Bekämpfung der Armut 
(zur negativen Einkommenssteuer): 
www.archiv-grundeinkommen.de/friedman/kap12.
htm 
Wolfgang Roehrig: Materialien zum Grundeinkom-
men: 
www.archiv-grundeinkommen.de 
Günter Sölken: Netzwerk Grundeinkommen:
www.grundeinkommen.info 
Ralph Boes: Bürgerinitiative bedingungsloses 
Grundeinkommen, Berlin: 
www.buergerinitiative-grundeinkommen.de

Rahel Uhlenhoff , 
geb. 1979 in West-
Berlin, Grundstudium 
der Anthroposophie an 
der Freien Hochschule 
für Geisteswissenschaft 
am Goetheanum in 
Dornach/ Schweiz, 
Studium der Philoso-
phie und Geschichte an 
der Freien Universität 
Berlin und studentische 
Hilfskraft am Institut für 
Philosophie. Initiatorin 
der Bürgerinitiative 
bedingungsloses Grund-
einkommen, Berlin.

Latte-Macchiato-Beispiel aus dem Grundeinkommens-
fi lm von Häni/Schmidt (siehe nächste Seite)
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THEMA: GRUNDEINKOMMEN

Von Nadine Aeberhard-Josche

Die auch aus info3 bekannten Grund-
einkommens-Aktivisten Daniel Häni 
und Enno Schmidt  haben einen Film 
über die Entwicklung einer energie-
geladenen Idee vorgelegt. Mehr als 
eine bloße Dokumentation ist das 
Ergebnis ein Kunstwerk, das die 
Gesellschaft als Ganzes denkt. Der 
Film dokumentiert erstmals und 
detailliert die umfangreiche Ent-
stehungsgeschichte der Grundein-
kommens-Idee. Sowohl der Über-
blick über historische Wurzeln als 
auch die Darstellung aktueller phi-
losophisch-ö entlicher Debatten 
sind überzeugend ins Licht gerückt. 
Der Zuschauer befi ndet sich inmit-
ten der Spielräume von Freiheit und 
Ernsthaftigkeit und kann sich der 
Dynamik dieser Idee kaum entzie-
hen. Der Wirtschaftsethiker, der 
Soziologe, der Chefökonom, die Frau 
an der Kasse, der Wirtschaftsjourna-
list, der Unternehmer, der Landwirt, 
die Schülerin aus dem Tessin – sie 
alle kommen zu Wort und machen 
begreifbar, dass das Grundeinkom-
men als neue Verhandlungsbasis 
zeitgemäß und realisierbar ist. Span-
nend wird es, wie aus einer schein-
bar abstrakten Idee ein wirkliches 
Thema, eine radikale Kulturrevolu-
tion wird. 

Unter welchen Bedingungen 
erhalten die Menschen heute ihr 
Einkommen? Inwiefern hat heute 
Wirtschaftswachstum noch mit der 
Scha ung von  Arbeitsplätzen zu 
tun?  Wenn die Logik der Erfolgsge-
schichte die Rationalisierung ist, die 
Rationalisierung aber ihre Grenzen 
am Lebendigen hat, wie geht dann 
die Erfolgsgeschichte weiter? Was 
sind zukünftige Modelle? Bedeutet 
das Grundeinkommen mehr Geld 
in der Tasche? Wer geht dann noch 

arbeiten? Dauernde Freizeit, ewig 
ausschlafen?  Was bedeutet es für 
die Gesellschaft, wenn mehr auf 
die Kraft des Individuums gesetzt 
wird? Und schließlich, nach der Rea-
lisierbarkeit gefragt: Was bedeutet 
die Belastung der Konsumsteuer? 
Wie viel kostet dann noch ein Haar-
schnitt, eine Waschmaschine und 
was bedeutet das Grundeinkom-
men in der Kostenverteilung ganz 
konkret beim Kauf eines Latte Mac-
chiato? Alle Steuern auf Einkommen 
abzuscha en und stattdessen den 
Konsum zu besteuern, wie ist das 
möglich? „Eine Art Sendung mit der 
Maus, die zu erklären versucht, wie 
das Grundeinkommen funktioniert, 
wer es fi nanzieren und was es bewir-
ken könnte“, fasst das Wirtschafts-
magazin Brandeins zusammen.
Der Film ist ursprünglich an jene 
Generation gerichtet, die das bedin-
gungslose Grundeinkommen verste-
hen muss, weil sie damit leben wird 
– an die heutigen Jugendlichen und 
Kinder. Eine Generation, die auf dem 
Rohsto  des 21. Jahrhundert grün-
det: der Kreativität! Grundsätzlich 
aber betri   der Film alle Menschen, 
die die Herausforderungen unserer 
Zeit mit Kreativität angehen wollen. 
Wenn jede spätere Zeit Ernst macht 
mit dem, was zuvor nur gedacht 
wurde, dann ist nur noch die Frage, 
wann die spätere Zeit beginnt. Ange-
fangen vom Neudenken des Arbeits-
begri s, dem Umdenken der Illu-
sion der Vollbeschäftigung bis hin 
zu einem verwandelten Verständ-
nis der Gesellschaft und des Mitein-
ander, von Fremd- und Selbstversor-
gung: der Film-Essay entwickelt das 
Grundeinkommen zu einem Kultu-
rimpuls und einem Initiator für das 
Wachstum unentgeltlicher Werte. 

Der Film weckt lebendiges Interesse 
an den Angelegenheiten der Gesell-
schaft und macht sie zum eigenen 
Bewusstseinsinhalt. Es ist ein Film-
Essay und folglich ein Gedanke, der 
sich in Emotion verwandelt und wie-
der zurück in einen Gedanken – 
oder in die Wirklichkeit! 

Die Premiere fi ndet am Mittwoch, 
17. September um 21 Uhr im Kultkino 
Atelier in Basel statt. 
Am gleichen Tag fi ndet um 20.15 Uhr 
in Göttingen im Kino Lumiere die 
Deutschland-Premiere statt.

Weitere Auff ührungen:
Hamburg, 18. Sept., 20 Uhr, 
Lichtmess-Kino
Osnabrück, 18. Sept., 20 Uhr, 
Haus der Jugend
Aff oltern am Albis, 20. Sept., 20.15 Uhr, 
Kulturkeller LaMarotte
Dortmund, 21. Sept., 12.12., 
Kino Schauburg

Grundeinkommen
Ein Film-Essay von Daniel Häni und Enno 
Schmidt, (DVD 100min)

Grundeinkommen als Kinoerlebnis

„Grundeinkommen“ 
zu verschenken!

Den Film von Daniel Häni und Enno Schmidt 
kann man nicht kaufen, sondern nur 
geschenkt bekommen. info3 hilft beim Ver-
schenken – und verschenkt 50 DVDs an die 
ersten Interessenten, die sich per Mail, Post-
karte oder Fax bei der Redaktion melden. 
Weitere 50 Exemplare liegen ab 18. Septem-
ber für Selbstabholer bereit in der Amsel-
hofbuchhandlung in Frankfurt Niederursel.

Ein herzliches Dankeschön 
an Daniel und Enno!


